
9.1.1 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 

Vom 20.12.1990 (BGBl. I S. 2954), in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.01.2003 

(BGBl. I S. 66), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.08.2009 (BGBl I S. 2814) 

Erster Abschnitt   Allgemeine und gemeinsame Bestimmungen 

§ 3   Weitere Begriffsbestimmungen 

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer 

bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person (Betroffener).  

(…) 

(9) Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben über die rassische und ethnische 

Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen, 

Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit oder Sexualleben. 

Zweiter Abschnitt   Datenverarbeitung der öffentlichen Stellen 

Erster Unterabschnitt   Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 

§ 14   Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung 

(1) Das Speichern, Verändern oder Nutzen personenbezogener Daten ist zulässig, wenn es zur 

Erfüllung der in der Zuständigkeit der verantwortlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und 

es für die Zwecke erfolgt, für die die Daten erhoben worden sind. Ist keine Erhebung vorausgegangen, 

dürfen die Daten nur für die Zwecke geändert oder genutzt werden, für die sie gespeichert worden 

sind.  

(2) Das Speichern, Verändern oder Nutzen für andere Zwecke ist nur zulässig, wenn  

1.  eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt, 

2.  der Betroffene eingewilligt hat, 

3.  offensichtlich ist, dass es im Interesse des Betroffenen liegt, und kein Grund zu der Annahme 

besteht, dass er in Kenntnis des anderen Zwecks seine Einwilligung verweigern würde, 

4.  Angaben des Betroffenen überprüft werden müssen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für deren 

Unrichtigkeit bestehen, 

5.  die Daten allgemein zugänglich sind oder die verantwortliche Stelle sie veröffentlichen dürfte, 

es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Zweckänderung 

offensichtlich überwiegt, 

6.  es zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder einer Gefahr für die öffentliche 

Sicherheit oder zur Wahrung erheblicher Belange des Gemeinwohls erforderlich ist, 

7.  es zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder zum 

Vollzug von Strafen oder Maßnahmen im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetzbuchs oder von 

Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugendgerichtsgesetzes oder zur Vollstreckung 

von Bußgeldentscheidungen erforderlich ist, 



8.  es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person 

erforderlich ist oder 

9.  es zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche 

Interesse an der Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem 

Ausschluss der Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung auf andere Weise 

nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann. 

(3) Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke liegt nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung 

von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprüfung oder der Durchführung von 

Organisationsuntersuchungen für die verantwortliche Stelle dient. Das gilt auch für die Verarbeitung 

oder Nutzung zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken durch die verantwortliche Stelle, soweit nicht 

überwiegende schutzwürdige Interessen des Betroffenen entgegenstehen.  

(4) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der 

Datensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes einer 

Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden, dürfen nur für diese Zwecke verwendet werden.  

(5) Das Speichern, Verändern oder Nutzen von besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 

9) für andere Zwecke ist nur zulässig, wenn  

1.  die Voraussetzungen vorliegen, die eine Erhebung nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 bis 6 oder 9 

zulassen würden oder 

2.  dies zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das öffentliche Interesse 

an der Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der 

Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung auf andere Weise nicht oder nur 

mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann. 

Bei der Abwägung nach Satz 1 Nr. 2 ist im Rahmen des öffentlichen Interesses das wissenschaftliche 

Interesse an dem Forschungsvorhaben besonders zu berücksichtigen.  

(6) Die Speicherung, Veränderung oder Nutzung von besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 

Abs. 9) zu den in § 13 Abs. 2 Nr. 7 genannten Zwecken richtet sich nach den für die in § 13 Abs. 2 Nr. 

7 genannten Personen geltenden Geheimhaltungspflichten.  

§ 15   Datenübermittlung an öffentliche Stellen 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an öffentliche Stellen ist zulässig, wenn 

1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle oder des Dritten, an den 

die Daten übermittelt werden, liegenden Aufgaben erforderlich ist und 

2. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 14 zulassen würden. 

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt die 

Übermittlung auf Ersuchen des Dritten, an den die Daten übermittelt werden, trägt dieser die 

Verantwortung. In diesem Falle prüft die übermittelnde Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen im 

Rahmen der Aufgaben des Dritten, an den die Daten übermittelt werden, liegt, es sei denn, dass 

besonderer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht. § 10 Abs. 4 bleibt 

unberührt. 
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(3) Der Dritte, an den die Daten übermittelt werden, darf diese für den Zweck verarbeiten oder nutzen, 

zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden. Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke 

ist nur unter den Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 zulässig. 

(4) Für die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen 

Religionsgesellschaften gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend, sofern sichergestellt ist, dass bei 

diesen ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen werden. 

(...) 

Dritter Unterabschnitt   Bundesbeauftragter für den Datenschutz und die 

Informationsfreiheit  

§ 22   Wahl des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(1) Der Deutsche Bundestag wählt auf Vorschlag der Bundesregierung den Bundesbeauftragten für 

den Datenschutz und die Informationsfreiheit mit mehr als der Hälfte der gesetzlichen Zahl seiner 

Mitglieder. Der Bundesbeauftragte muss bei seiner Wahl das 35. Lebensjahr vollendet haben. Der 

Gewählte ist vom Bundespräsidenten zu ernennen.  

(2) Der Bundesbeauftragte leistet vor dem Bundesminister des Innern folgenden Eid:  

„Ich schwöre, dass ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, 

Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und verteidigen, 

meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir 

Gott helfe.“ 

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden. 

 


